
I n der Schweiz werden jährlich rund
11 000 Abtreibungen vorgenommen.
DieseZahl ist seit2002stabil.Damals

wurde die Fristenregelung eingeführt;
sie besagt, dass eine Schwangerschaft
bis zwölf Wochen nach der Empfängnis
straffrei abgebrochen werden darf. Die
Kosten eines solchen Schwangerschafts­
abbruchs – zwischen sechshundert und
tausendFranken–übernimmtdieGrund­
versicherung der Krankenkassen. Inge­
samt belasten Schwangerschaftsabbrü­
che das Schweizerische Gesundheitssys­
tem jährlich mit etwa acht Millionen

Franken.GemessenamGesamtaufwand
von über 25 Milliarden Franken ist dies
sehr wenig. Trotzdem will die Volksini­
tiative «Abtreibungsfinanzierung ist Pri­
vatsache», über die am 9. Februar abge­
stimmt wird, Abtreibungen aus der
Grundversicherung streichen.

Einsparungen in Millionenhöhe
«Entstanden ist die Initiative, weil die
Krankenkassenprämien seit Jahren stei­
gen», sagt Elvira Bader. Die ehemalige
CVP­Nationalrätin ist Co­Präsidentin
des überparteilichen Initiativkomitees.

Man habe überlegt, welche Leistungen
manausderGrundversorgung streichen
könne. Auf die Abtreibungen kam man,
weil «die Finanzierung von Schwanger­
schaftsabbrüchendieeinzigeLeistung in
derGrundversicherung ist,mit dernicht
Leben geschützt und erhalten, sondern
Leben vernichtet wird». Die Finanzie­
rung sei einerseits verfassungswidrig –
laut Verfassung muss Leben geschützt
werden –, andererseits verstosse sie ge­
gen den Kerngedanken des Krankenver­
sicherungsgesetzes. «Dieses sieht die ob­
ligatorische Krankenversicherung als

Grundversorgung zur Bewahrung und
Förderung der Gesundheit aller vor.»
Abtreibungen sollten künftig nur noch
in Ausnahmefällen von der Grundversi­
cherung übernommen werden: aus me­
dizinischen Gründen oder bei einer
Vergewaltigung. Dafür sollte es, so das
Initiativkomitee, eine freiwillige Zusatz­
versicherung für Schwangerschaftsab­
brüche geben, die nicht mehr als zwei
oder drei Franken imMonat kostenwür­
de. Heisst das im Umkehrschluss aber
nicht auch, dass die Prämiensenkungen
für den Rest der Bevölkerung minimal
wären? Elvira Bader: «Wir sind uns be­
wusst, dass die Massnahme nur ein
Tropfen auf den heissen Stein ist. Aber
mittelfristig könnten Beträge in dreistel­
liger Millionenhöhe gespart werden.»

Wiederherstellung
der Gewissensfreiheit
Den Initianten geht es aber nicht nur

umsGeld: «Wirmöchten die Gewissens­
freiheit für die Schweizer Bevölkerung
wiederherstellen», sagt Elvira Bader.
«Die Mehrheit der Bevölkerung nimmt
das Tötungsverbot sehr ernst, und eine
Abtreibung ist nichts anderes als die

Tötung ungeborenen Lebens. Wenn die
Bevölkerung eine solche Tötung über
die Prämien der Grundversicherung
mitfinanzierenmuss, wird sie vom Staat
sozusagen zur Mittäterschaft gezwun­
gen. Für viele Menschen – nicht nur kir­
chennahe – stellt dies ein nicht zu unter­
schätzendesmoralisches Dilemma dar.»
Vielleicht könne ein Ja zur Initiative vor
allem junge Frauen sogar dazu bewegen,
verantwortungsvoller mit ihrer Sexuali­
tät umzugehen: «Die jetzige Regelung
entspricht im Prinzip einem Gratisver­
hütungsmittel», sagt die ehemalige Na­
tionalrätin. «Wer aus Spargründen auf
Verhütungsmittel verzichtet, hat ja die
Garantie, dass die Grundversicherung
im schlimmsten Fall die Abtreibungs­
kosten übernimmt.»

Solidarität mit den Ungeborenen
DieSchweizerBischofskonferenz(SBK)

nimmt zur Volksinitiative keine klare
Position ein und verzichtet deshalb auf
eine Parole. Vitus Huonder, Bischof von
Chur, gehört zu den Befürwortern des
Vorstosses: «Heute gibt es keine Gewis­
sensfreiheit bei der Krankenkassen­
finanzierung», sagt er. «Niemand sollte
aber dazu gezwungen werden, etwas
mitzufinanzieren, das seinemGewissen
widerspricht.» Im Moment werde die
Tötung – und um nichts anderes handle
es sich aus katholischer Warte bei einer
Abtreibung – von allen Prämienzahlen­
den «querfinanziert». Was sagt der Bi­
schof zum Argument der Gegnerschaft,
die Initiative würde den Solidaritätsge­
danken in der Versicherung untergra­
ben und könnte weitere «Ausschluss­

vorstösse» nach sich ziehen? Man kann
sich ja auch fragen, ob jemand, der Sport
oder Alkohol ablehnt, für die Knochen­
brüche unvorsichtiger Skifahrer oder
die Behandlung von Suchtkrankheiten
aufkommen soll. Die Gefahr, dass der
Solidaritätsgedanke unterwandert wer­
de, sieht Vitus Huonder nicht: «Ungebo­
rene Kinder sind keine Unfälle und kei­
neKrankheiten.DasTötenvonLeben ist
weder die Behandlung eines Unfalls

Ist Abtreibungs-
finanzierung Privatsache?
Am 9. Februar 2014 stimmen die Schweizerinnen und Schweizer über die Initiative «Abtreibungs-
finanzierung ist Privatsache» ab. Ein heisses Eisen: Vordergründig geht es um die Reduktion der
Versicherungsprämien, im Hintergrund schwingt aber die weltanschaulich hoch umstrittene Frage
des Schwangerschaftsabbruchs mit. von Erik Brühlmann undMarius Leutenegger
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Eine Fristenregelung wie in der
Schweiz gibt es im benachbarten
Fürstentum Liechtenstein nicht.
2011 scheiterte ein entsprechen-
der Vorstoss sowohl im Parlament
als auch in der abschliessenden
Volksabstimmung. Erbprinz Alois
von Liechtenstein drohte damals
damit, bei einem Ja seine Unter-
schrift zum Gesetz zu verweigern.
Liegt kein medizinischer Notfall

vor, dürfen Liechtensteinerinnen
deshalb unter keinen Umständen
straffrei abtreiben – auch nicht
im Ausland. Wer dagegen ver-
stösst, muss mit einer Freiheits-
strafe von bis zu einem Jahr rech-
nen. Bemühungen, dieses Verbot
zu lockern, gibt es zwar immer
wieder. Sie scheitern jedoch
regelmässig bei Parlament und
Stimmvolk.

Im Fürstentum Liechtenstein droht Gefängnis

Elvira Bader, ehemalige CVP-
Nationalrätin und Co-Präsidentin

des überparteilichen Initiativkomitees:

«Wir möchten die
Gewissensfreiheit
für die Schweizer

Bevölkerung
wiederherstellen»
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noch einer Krankheit. Daher kannman
das nicht vergleichen.»
Der Churer Bischof wischt die Solida­

ritätsfrage aber nicht einfach vomTisch.
«Solidarität ist elementar, aber ebenauch
Solidarität mit den Ungeborenen», sagt
er. «Sie sind jene, die sich am wenigsten
wehren können. Es geht nicht an, die So­
lidarität mit den Frauen gegen die Soli­
darität mit den Kindern auszuspielen.»
Vielmehr müsse man Mittel und Wege
finden, Solidarität sowohl mit den wer­
denden Müttern als auch mit den unge­
borenen Kindern zu leben. «Tötung ist
nie eine Lösung. Es gibt andereMöglich­
keiten, etwa die Freigabe zur Adoption.»
Anders als die Initianten, die ausdrück­
lich nicht an der derzeitigen Fristenrege­
lung rüttelnmöchten,würdederBischof
es begrüssen, das Thema Abtreibung
grundsätzlich zu diskutieren. Schliess­

lich lehne die Kirche die Fristenlösung
ab. «Vielleicht gibt es einmal eine ent­
sprechende Initiative.Das ändert jedoch
nichts an der Wichtigkeit und Richtig­
keit des gegenwärtigen Vorstosses.»

Höchste Priorität für die Würde
des Lebens
Auch die Schweizerische Evangelische

Allianz (SEA) gibt zur Initiative kein ein­
deutiges Votum ab. SEA­Präsident Wil­
friedGasserunterstütztdieAnliegender
Initiantenaber tendenziell, auchwenner
sich von der Idee der Mittäterschaft der
Allgemeinheit distanziert: «Ich fühle
keine Mitverantwortung, weil mit mei­
nen Krankenkassenprämien Abtreibun­
gen finanziert werden», sagt er. Fristen­
regelung und Abtreibungsfinanzierung
beruhten auf einemMehrheitsentscheid
des Volks, den der Einzelne in einer De­

mokratie eben mittragen müsse. Stos­
send findet er die aktuellenModalitäten
dennoch. «Für die SEA hat die Würde
desLebensvonderZeugungbis zumTod
höchste Priorität. Mir scheint, dass es
seit der Einführung der Fristenregelung
fast selbstverständlich wurde, jährlich
Tausende von Kindern abzutreiben.»
Darin zeige sich eine Werteverschie­
bung: Man selektiere, welches Leben ge­
boren werden dürfe und welches nicht.
Gasser verweist auf dasBeispiel pränatal
festgestellter Behinderungen: «Ich finde
es unglaublich, eine Abtreibung auf­
grundeinerBehinderungvorzunehmen.
Dadurch nehmen sich Eltern das Recht
zu entscheiden, welches Leben lebens­
würdig ist und welches nicht.» In der
ganzen Diskussion gehe es immer nur
umdie Solidaritätmit denMüttern, aber
nie um die Solidarität mit den ungebo­

renen Kindern. Solidarität mit den Müt­
tern sei natürlich richtig undwichtig, sie
könne sich aber anders ausdrücken als
durch die Finanzierung der Abtreibung.
«Viel wichtiger wäre es, den Frauen zu
zeigen,dass esmöglich ist, einKindauch
in schwierigen Situationen grosszuzie­
hen–mitHilfe der Eltern, derVerwandt­
schaft, des Umfelds und entsprechender
Organe.»

Klare Ablehnungen der Initiative
Der Schweizerische Evangelische Kir­

chenbund (SEK) hat klar Position bezo­
gen: Er sagt Nein zur Initiative. Zwar
kann Christina Tuor, Leiterin des Insti­
tuts für Theologie und Ethik des SEK,
aus individualethischer Sicht nachvoll­
ziehen, dass jemand mit der derzeitigen
Finanzierungsregelung in einen Gewis­
senskonflikt gerät. «Aus sozialethischer
Sicht ist die Argumentation der Mit­
täterschaft des Einzelnen jedoch nicht
tragbar», sagt sie. «Als christliche Ge­
sellschaft tragen wir eine Verantwor­
tung gegenüber Menschen in Notsi­
tuationen. Wir dürfen uns kein Urteil
darüber anmassen, ob und wann eine
Schwangerschaft für eine Frau als Notsi­
tuation wahrgenommen wird, als deren
einziger Ausweg eine Abtreibung er­
scheint.» Allerdings betont Christina
Tuor, dass eines der Anliegen der Initi­
anten – nämlich die Zahl der Abtreibun­
gen zu verringern – enorm wichtig sei
und der Haltung des SEK entspreche.
«Nur finden wir, dass der mit der Initia­
tivevorgeschlageneWegnicht zudiesem
Ziel führt.» Wolle man einen Rückgang
derAbtreibungszahlenerreichen,müsse
man bei der Prävention ansetzen und
nichtSanktionenverhängen. «Esgilt, für
Frauen ein Umfeld mit Lebensperspek­
tiven zu schaffen, in dem eine Abtrei­
bung keine Option mehr ist.»
Christina Tuor befürchtet, ein Ja zur

Initiative könnte eine Lawine ins Rollen
bringen und dazu führen, dass die Soli­
darität in den Versicherungen scheib­
chenweise verringert werde. «Das Sze­
nario ist denkbar, dass finanzielle Auf­
wendungen, die in irgendeinerFormmit
einer individuellen Entscheidung in Zu­
sammenhang stehen, plötzlich nicht
mehr von einer Sozialversicherung ge­
tragen werden sollen.» Raucher, Fettlei­
bige, Alkoholiker, vielleicht sogar Men­
schenmitBehinderungenkönntendann

denKürzerenziehen. Siehoffe jedenfalls,
dass die Diskussion bis zum Abstim­
mungstermin auf einer sachlichen Ebe­
ne geführt werde und das Stimmvolk
nicht aus emotionalen, sondern aus rati­
onalenGründen entscheide. Behauptun­
gen wie «Abtreibungen sind unter aus­
ländischen Frauen häufiger» seien einer
sachlichen Diskussion sicher nicht dien­
lich. Auch mit plakativen Argumenten
wie «Schwangerschaft ist keine Krank­
heit» kann sie deshalb wenig anfangen:
«Auch eine Geburt ist keine Krankheit
und wird dennoch von der Grundversi­
cherung getragen.»
DerSchweizerischeKatholischeFrauen­

bund (SKF) lehnt die Volksinitiative
ebenfalls ab – auch wenn er Abtreibun­
gen an sich nicht befürwortet. «Frauen
treiben nicht aus einer Laune heraus ab»,
sagt die SKF­Kommunikationsbeauf­
tragte Kathrin Winzeler. «Entscheidet
sich eine Frau für eine Abtreibung,
dann aufgrund ihrer Lebenssituation
und nicht, weil der Eingriff von der
Grundversicherunggetragenwird.»Das
Argument, ein Herauslösen der Abtrei­
bungskosten aus der Grundversiche­
rung würde die Zahl der Abtreibungen
verringern, hält sie deshalb nicht für
stichhaltig. Und auch das Argument der
Mittäterschaft der Prämienzahlenden
lässt sie nicht gelten: «Oder käme es je­
mandemindenSinn,beidenÄrztenund
Assistierenden, die an einem Schwanger­
schaftsabbruch beteiligt sind, auch von
einer staatlich erzwungenen Mittäter­
schaft zu sprechen? Und wenn ja, wie
wollteman dieses Dilemma lösen?»Den
SKF, der mit dem Solidaritätsfonds für
Mutter und Kind (Sofo) Mütter in Not­
situationen unterstützt, stört zudem,
dass das vorgeschlagene Modell mit fa­
kultativen Zusatzversicherungen die
Abtreibungskosten vollständig auf die
Frauen abwälzte. KathrinWinzeler: «Es
gehören immer zwei Menschen zu einer
Schwangerschaft. Müssen aber Frauen
in Zukunft Abtreibungen selbst versi­
chern, werden die Männer nicht nur fi­
nanziell, sondernauchmoralischausder
Verantwortung entlassen. Sie hätten
dann mit dem Kind überhaupt nichts
mehr zu tun.» ■
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Christina Tuor, Leiterin des Instituts für
Theologie und Ethik des Schweizerischen

Evangelischen Kirchenbunds:

«Als christliche
Gesellschaft tragen

wir eine Verant-
wortung gegenüber

Menschen in
Notsituationen»

Kathrin Winzeler, Kommunikations-
beauftragte des Schweizerischen

Katholischen Frauenbunds:

«Frauen treiben
nicht aus einer

Laune heraus ab»

Wilfried Gasser, Präsident der
Schweizerischen Evangelischen Allianz:

«Viel wichtiger wäre es, den
Frauen zu zeigen, dass es möglich
ist, ein Kind auch in schwierigen
Situationen grosszuziehen»
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Als im Jahr 2002 die Fristenregelung in der Schweiz
eingeführt wurde, sank die Zahl der Schwangerschafts-

abbrüche und ist seitdem bis 2012 laut Bundesamt
für Statistik auf niedrigerem Niveau stabil geblieben.

Quelle: Bundesamt für Statistik (BFS)
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